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GZ.: 811/001/2011 

  

 

KANALABGABENORDNUNG 

der  

der Marktgemeinde Unzmarkt-Frauenburg   

 

Gemäß § 1 des Kanalisationsgesetzes 1955 LGBl. Nr. 71 derzeit in Kraft in der Fassung  Nr. 

LGBl. Nr. 81/2005 sind Gemeinden, welche öffentliche Kanalanlagen zur Ableitung von 

Abwässern errichten und betreiben, ermächtig, einen Kanalisationsbeitrag nach den 

Bestimmungen dieses Gesetzes zu erheben. 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde  Unzmarkt-Frauenburg hat in seiner Sitzung vom  17. 

Jänner 2011 gemäß § 1 Kanalabgabengesetz 1955, LGBl.Nr. 71, in der letzten Fassung 

LGBl.Nr. 81/2005 nachstehende Kanalabgabenordnung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Abgabeberechtigung 

Für die öffentliche Abwasserreinigungs- und Kanalanlage der Marktgemeinde Unzmarkt-

Frauenburg  werden aufgrund  des Kanalabgabengesetztes 1955 i.d.g.F gemäß §1 

Kanalisationsbeiträge (Anschlussgebühren) und gemäß § 6 Kanalbenützungsgebühren unter 

Bezugnahme der Ermächtigung des § 8 Abs. 5 Finanzverfassungsgesetzes 1948, BGBl.Nr. 

45, nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Verordnung erhoben. 
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§ 2 

Kanalisationsbeitragspflicht 

(1)     Für alle Liegenschaften im Gemeindegebiet, für die eine gesetzliche 
Anschlusspflicht an das öffentliche Kanalnetz besteht, ist ein einmaliger 
Kanalisationsbeitrag zu leisten. 
 

(2)     Bei anschlusspflichtigen Neubauten und bei Zu- und Umbauten an 
anschlusspflichtigen Baulichkeiten nach dem Inkrafttreten dieser 
Kanalabgabenordnung entsteht die Beitragspflicht mit der erstmaligen Benützung 
der Baulichkeit oder ihrer Teile. Bei Wiedererrichtung einer zerstörten 
abgetragenen oder beschädigten Baulichkeit ist der Kanalisationsbeitrag nur 
insoweit zu leisten, als das wiedererrichtet Bauwerk die Ausmaße des früheren 
überschreitet. 

 

§ 3 

Kanalisationsbeitragsbemessung und Grundlagen 

(1) Die Höhe des Kanalisationsbeitrages errechnet sich aus dem Produkt von 

Einheitssatz und Bruttogeschossflächen eines Gebäudes ( in Quadratmetern). 

(2) Der Kanalisationsbeitrag ist eine ausschließliche Gemeindeabgabe im Sinne des § 6 

Abs. 1 Ziffer 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948. Für den Kanalisationsbeitrag 

samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück ein gesetzliches Pfandrecht. 

 

§ 4 

Kanalisationsbeitragshöhe 

(1) Der Einheitssatz für den Anschluss an den öffentlichen Kanal wird gemäß § 4, Abs. 2 

des Kanalabgabengesetzes 1955 in der Novelle 1971 i.d.g.F. mit 13,-- Euro 

festgelegt. 

(2) Die Berechnung erfolgt über das gesamte Gemeindegebiet. Die Gesamtbausummen 

– zukünftig, abzüglich des Landes und Bundeszuschüsse, durch die Gesamtlänge 

der Kanalisationsanlage und davon  5,5 % 

 

€ 3.962.131,02 : 16.665,45 lfm = 237,74  davon 5,5 %  = € 13,-- 

 

Bei der Berechnung gibt dies einen Einheitssatz von  13,-- Euro (netto) 
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(3) Für Hofflächen, das sind ganz- oder teilweise von Baulichkeiten umschlossene 

Grundflächen (in Quadratmetern), deren Entwässerung durch die Kanalanlage 

erfolgt, wird mit 25 % des Einheitssatzes in Anrechnung gebracht. 

(4) Für unbebaute Flächen(in Quadratmetern) mit künstlicher Entwässerung in die 

öffentliche Kläranlage wird mit 10% des Einheitssatzes in Rechnung gebracht. 

(5) Ist gemäß § 4, Abs. 5 des Kanalabgabengesetzes 1995 i.d.g.F. durch die 

Zweckbestimmung einer Baulichkeit eine über das übliche Maß hinausgehende 

Beanspruchung des Kanals und der dazugehörigen Anlage zu gewärtigen, so erhöht 

sich über Beschluss des Gemeinderates der Kanalisationsbeitrag noch um die 

Kosten der hierdurch notwendigen besonderen Ausgestaltung der Kanalanlage 

(Sondergebühr). Diese Erhöhung darf den durch die besondere Inanspruchnahme 

erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

 

§ 5 

Entstehung des Kanalisationsbeitrages 

Bei Neulegung öffentlicher Kanäle entsteht die Beitragspflicht zur Hälfte bei Baubeginn 

(Baustelleneinrichtung) und zur Hälfte bei Vorliegen der technischen Anschlussmöglichkeit 

an die öffentliche Kanalanlage. 

 

§ 6 

Kanalbenützungsgebührenhöhe 

 

(1) Die jährliche Kanalbenützungsgebühr (§ 6 Kanalabgabengesetz 1955) ist für alle im 
Gemeindegebiet gelegenen Liegenschaften zu leisten, die an den öffentlichen Kanal 
angeschlossen sind. 

(2) Die Kanalbenützungsgebühr wird nach dem Wasserverbrauch berechnet und beträgt 
2,20 € je m³ Wasser (zuzügl. 10 % gesetzliche Umsatzsteuer).  

(3) Der Wasserverbrauch ist durch die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
bezogene Wassermenge festgelegt. 

(4) Bezieht ein Abgabenschuldner das Wasser nicht, oder nicht zur Gänze aus der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage, wird der Wasserverbrauch nach 
Erfahrungswerten berechnet, die derzeit mit 40 m³ pro Person und Jahr festgelegt 
werden. 

(5)  Als Stichtag  für die Ermittlung der Personenanzahl gilt der 1. Jänner,  bzw. bei An- 
und Abmeldung der 1. Februar, 1. Mai, 1. August und 1. November eines jeden 
Jahres. 
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(6) Für landwirtschaftliche Betriebe wird für die Milchkammer derzeit ein 
Wasserverbrauch von 25 m3 Pauschal im Jahr festgesetzt. 

(7) Für  leerstehende Objekte und Wohnungen werden derzeit  25 m3 (Mindestmenge) 
Pauschal und Jahr festgelegt. 

(8) Ein besonderer Verschmutzer (Indirekteinleiter) hat  der Wasserrechtsbehörde ein 
wasserrechtliches Einreichprojekt zur Genehmigung vorzulegen. Die im erlassenen 
Wasserrechtsbescheid der zuständigen Behörde festgelegten Einwohnergleichwerte 
(EGW) dienen als Grundlage für die Bemessung der Kanalbenützungsgebühren. 

 

 

§ 7 

Kanalbenützungsgebühr-Abgabenpflichtige 

Zur Entrichtung der Kanalbenützungsgebühr ist gemäß § 5 (1) des Kanalabgabengesetzes 

1955 i.d.F. der Eigentümer der  an die öffentliche Kanalanlage angeschlossenen 

Liegenschaft, sofern dieser aber mit dem Bauwerkseigentümer nicht identisch ist, der 

Eigentümer der an die öffentliche Kanalanlage  angeschlossenen Baulichkeit verpflichtet. 

 

§ 8 

Zahlungstermin und Einhebung 

Die Zahlungstermine für die laufenden Kanalbenützungsgebühren werden mit dem 15. 

Februar, 15. Mai 15. August und 15. November eines jeden Jahres festgesetzt. 

 

 

§ 9 

Umsatzsteuer 

Allen vorgenannten Beiträgen und Gebühren ist die gesetzliche Umsatzsteuer 

hinzuzurechnen. 
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§ 10 

Veränderungsanzeige 

Treten nach Zustellung des Abgabenbescheides derartige Veränderungen ein, dass die 

demselben zugrunde gelegenen Voraussetzungen nicht mehr zutreffen, so hat der 

Abgabenpflichtige diese Veränderung binnen vier Wochen nach ihrem Eintritt oder bekannt 

werden schriftlich anzuzeigen. 

 

 

§ 11  

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden 

Monatsersten in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten  dieser Verordnung tritt die Kanalabgabenordnung der Marktgemeinde 

Unzmarkt-Frauenburg vom  18. September 1995 außer Kraft. 

Dringlicher Gemeinderatsbeschluss vom 17. Jänner 2011. 

 

Unzmarkt-Frauenburg, 17. Jänner 2011 

Für den Gemeinderat: 

Bürgermeister Eberhard Wallner 

 

 

Angeschlagen: 18. Jänner 2011 

Abgenommen:  17. Februar 2011 
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